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TOP 3.2  Entwurf Erlass  

„Haushaltsrechtliche Rahmenbedingungen für die Genehmi-
gung von Kreditaufnahmen in Zeiten der Niedrigzinsphase zur 
Erfüllung kommunaler Pflichtaufgaben“ 
     

___________________________________________________________________________ 
Anlagen Erlassentwurf Ministerium für Inneres und Sport  

Sachsen-Anhalt  
___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:   ./. 
___________________________________________________________________________ 
 
Beschlussvorschlag:    
 

Das Präsidium des SGSA hat im Jahr 2011 aufgrund der drohenden Kürzungen 
im FAG eine kommunale Schuldenbremse empfohlen, von der grundsätzlich 
nicht abgewichen werden sollte. 
 
Vor dem Hintergrund der historisch niedrigen Zinsen erscheint es jedoch erwä-
genswert, dringende kommunale Investitionen jetzt umzusetzen. 
 
Für deren Finanzierung muss sichergestellt sein, dass die Kredite mittelfristig ge-
tilgt werden können und die Kommunen nicht in eine neue Schuldenfalle hinein-
steuern.  
 
Das Präsidium betrachtet gleichwohl mit Sorge, dass die eigenen Steuereinnah-
men der Städte und Gemeinden in Sachsen-Anhalt nach wie vor weit unter dem 
Bundesdurchschnitt liegen und die Haushalte vieler Gemeinden von nur wenigen 
Gewerbesteuerzahlern bestimmt werden. 
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Begründung: 
Vom Ministerium für Inneres und Sport wurde Ende Oktober 2016 ein Erlassentwurf vorge-
legt, der vor dem Hintergrund der Niedrigzinsphase auf eine erleichterte Kreditaufnahme im 
kommunalen Bereich abzielt.  
 
Der Erlass ist auf eine Initiative des Landkreistages Sachsen-Anhalt zurückzuführen, der be-
reits mit seinen Erwartungen an die Landesregierung für eine „Kommunalen Infrastrukturini-
tiative 2020“ wirbt. Die historisch niedrigen Zinsen böten die Chance, dringend notwendige 
Maßnahmen an Straßen, Brücken, Schulen und anderen öffentlichen Gebäuden zügig realisie-
ren zu können. Dafür bedürfe es keiner zusätzlichen Fördermittel des Landes, sondern einer 
Kommunalaufsicht mit Augenmaß bei der Kreditgenehmigung. 
 
Die bisherige Genehmigungspraxis zu Kreditaufnahmen beruht auf den §§ 99 Abs. 5 und 108 
KVG und dem Runderlass des Innenministeriums vom 20. März 1991 - 33.2-10245 - (MBI. 
LSA Nr. 7/1991, S. 106 f.). 
 
Der vorgelegte Erlassentwurf greift haushaltsneutrale und haushaltskonsolidierende Maßnah-
men als Voraussetzung für die Kreditgenehmigung bei finanzschwachen Kommunen auf, die 
bereits im Zusammenhang mit dem energetischen Sanierungsprogramm STARK III zur An-
wendung kommen (Erlass MI LSA vom 19.02.2016). Der Erlass sieht eine Ausweisung dieser 
Voraussetzung für alle Pflichtaufgaben vor, ausgenommen die Kommune befindet sich in vor-
läufiger Haushaltsführung (§ 104 KVG) . 
 
Der Landkreistag will keine ausschließliche Erleichterung der Kreditgenehmigung für finanz-
schwache Kommunen. Vielmehr soll ausdrücklich an bisherigen rechtlichen Vorgaben zur 
Kreditgenehmigung festgehalten werden. Jedoch sollen die Kriterien hierfür vor allem durch 
das Abstellen auf die derzeitig möglichen Zinsersparnisse im Einzelfall erweitert ausgelegt 
werden. Der Landkreistag fordert deshalb eine Überarbeitung des Erlassentwurfs.  
 
Auch der SGSA ist zu dem Erlassentwurf um eine Stellungnahme gebeten worden. In der Prä-
sidiumssitzung am 05.12.2016 soll daher eine Positionierung zu einer Lockerung der Kredit-
genehmigungen erfolgen. Dazu nachfolgend einige Bemerkungen:  
 
Wir haben bisher eher verhalten auf die Initiative des Landkreistags reagiert. Die jährlichen 
Haushaltsumfragen des SGSA zeigen, dass viele Gemeinden nicht in der Lage sind, aus der 
laufenden Verwaltungstätigkeit Überschüsse für die Tilgungen zu erwirtschaften. 
 
Die Diskussion um eine Erleichterung der Kreditgenehmigung ist ein Abwägungsprozess zwi-
schen dem vorhandeneren Investitionsbedarf und einer vertretbaren Verschuldung. 

 
Wegen drohender Kürzungen im FAG hat das Präsidium 2011 eine Empfehlung für eine kom-
munale Schuldenbremse ausgesprochen. Diese stellt darauf ab, dass die Städte, Gemeinden 
und Verbandsgemeinden in den folgenden Jahren keine weiteren Kredite u.a. auch für die 
kommunalen Anteile von Förderprogrammen der EU, des Bundes und des Landes aufnehmen 
sollten.  
 
Unbestritten ist, dass die Kommunen seit Jahren aufgrund der Finanznot zu wenig in die ei-
gene Infrastruktur investiert. Die Finanzen sind auch Grund dafür, dass in den vergangenen 
Jahren nur dort investiert wurde, wo es Fördermittel gab oder die Vorhaben unaufschiebbar 
waren. 
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